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* Änderungen durch das Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren 
vom 9. Dezember 2019 (BGBl. I, S. 2146), in Kraft getreten am 17.12.2019. Rein sprachliche Anpassungen 
(z.B. daß/dass; Absatz/Abs.) sind nicht rot hervorgehoben. 

Synopse Änderungen durch die JGG-Reform 2019 für JuHiS* 

JGG – bisherige Fassung JGG – neue Fassung 

§ 38   Jugendgerichtshilfe  § 38   Jugendgerichtshilfe  

(1) Die Jugendgerichtshilfe wird von den Jugendämtern im 
Zusammenwirken mit den Vereinigungen für Jugendhilfe 
ausgeübt. 

(1) Die Jugendgerichtshilfe wird von den Jugendämtern im 
Zusammenwirken mit den Vereinigungen für Jugendhilfe 
ausgeübt. 

(2) 1Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe bringen die erzie-
herischen, sozialen und fürsorgerischen Gesichtspunkte im 
Verfahren vor den Jugendgerichten zur Geltung.  
 
 
2Sie unterstützen zu diesem Zweck die beteiligten Behörden 
durch Erforschung der Persönlichkeit, der Entwicklung und 
der Umwelt des Beschuldigten und äußern sich zu den 
Maßnahmen, die zu ergreifen sind.  

(2) 1Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe bringen die erzie-
herischen, sozialen und fürsorgerischen sonstigen im Hin-
blick auf die Ziele und Aufgaben der Jugendhilfe bedeutsa-
men Gesichtspunkte im Verfahren vor den Jugendgerichten 
zur Geltung. 
2Sie unterstützen zu diesem Zweck die beteiligten Behörden 
durch Erforschung der Persönlichkeit, der Entwicklung und 
des familiären, sozialen und wirtschaftlichen Hintergrundes 
der Umwelt des Beschuldigten Jugendlichen und äußern sich 
zu einer möglichen besonderen Schutzbedürftigkeit sowie zu 
den Maßnahmen, die zu ergreifen sind. 

 

 

 

3In Haftsachen berichten sie beschleunigt über das Ergeb-
nis ihrer Nachforschungen.  

(3) 1Sobald es im Verfahren von Bedeutung ist, soll über 
das Ergebnis der Nachforschungen nach Absatz 2 mög-
lichst zeitnah Auskunft gegeben werden. 
2In Haftsachen berichten die Vertreter der Jugendgerichts-
hilfe sie beschleunigt über das Ergebnis ihrer Nachforschun-
gen.  
3Bei einer wesentlichen Änderung der nach Absatz 2 be-
deutsamen Umstände führen sie nötigenfalls ergänzende 
Nachforschungen durch und berichten der Jugendstaatsan-
waltschaft und nach Erhebung der Anklage auch dem Ju-
gendgericht darüber. 

 

 

 

4In die Hauptverhandlung soll der Vertreter der Jugendge-
richtshilfe entsandt werden, der die Nachforschungen ange-
stellt hat.  

(4) 1Ein Vertreter der Jugendgerichtshilfe nimmt an der In 
die Hauptverhandlung teil, soweit darauf nicht nach Absatz 
7 verzichtet wird.  
2Entsandt werden soll die Person der Vertreter der Jugend-
gerichtshilfe entsandt werden, der die die Nachforschungen 
angestellt hat. 
3Erscheint trotz rechtzeitiger Mitteilung nach § 50 Absatz 3 
Satz 1 kein Vertreter der Jugendgerichtshilfe in der Haupt-
verhandlung und ist kein Verzicht nach Absatz 7 erklärt wor-
den, so kann dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe aufer-
legt werden, die dadurch verursachten Kosten zu ersetzen; 
§ 51 Absatz 2 der Strafprozessordnung gilt entsprechend.  

§ 51 Abs. 2 StPO: Die Auferlegung der Kosten (...) unterblei-
ben, wenn das Ausbleiben des Zeugen rechtzeitig genügend 
entschuldigt wird. Erfolgt die Entschuldigung nach Satz 1 nicht 
rechtzeitig, so unterbleibt die Auferlegung der Kosten (...) nur 
dann, wenn glaubhaft gemacht wird, dass den Zeugen an der 
Verspätung der Entschuldigung kein Verschulden trifft. Wird der 
Zeuge nachträglich genügend entschuldigt, so werden die ge-
troffenen Anordnungen unter den Voraussetzungen des Satzes 
2 aufgehoben. 

5Soweit nicht ein Bewährungshelfer dazu berufen ist, wa-
chen sie darüber, daß der Jugendliche Weisungen und Auf-
lagen nachkommt. 6Erhebliche Zuwiderhandlungen teilen 
sie dem Richter mit. 7Im Fall der Unterstellung nach § 10 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 üben sie die Betreuung und Aufsicht 
aus, wenn der Richter nicht eine andere Person damit be-
traut. 8Während der Bewährungszeit arbeiten sie eng mit 
dem Bewährungshelfer zusammen. 9Während des Vollzugs 
bleiben sie mit dem Jugendlichen in Verbindung und neh-
men sich seiner Wiedereingliederung in die Gemeinschaft 
an. 

(5) 1Soweit nicht ein Bewährungshelfer dazu berufen ist, 
wachen sie wacht die Jugendgerichtshilfe darüber, dass der 
Jugendliche Weisungen und Auflagen nachkommt. 2Erhebli-
che Zuwiderhandlungen teilen teilt sie dem Richter Jugend-
gericht mit. 3Im Fall der Unterstellung nach § 10 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 5 üben übt sie die Betreuung und Aufsicht 
aus, wenn der Richter das Jugendgericht nicht eine andere 
Person damit betraut. 4Während der Bewährungszeit arbei-
ten arbeitet sie eng mit dem Bewährungshelfer zusammen. 
5Während des Vollzugs bleiben bleibt sie mit dem Jugendli-
chen in Verbindung und nehmen nimmt sich seiner Wieder-
eingliederung in die Gemeinschaft an. 
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(3) 1Im gesamten Verfahren gegen einen Jugendlichen ist 
die Jugendgerichtshilfe heranzuziehen. 2Dies soll so früh 
wie möglich geschehen. 3Vor der Erteilung von Weisungen 
(§ 10) sind die Vertreter der Jugendgerichtshilfe stets zu hö-
ren; kommt eine Betreuungsweisung in Betracht, sollen sie 
sich auch dazu äußern, wer als Betreuungshelfer bestellt 
werden soll. 

(6) 1Im gesamten Verfahren gegen einen Jugendlichen ist 
die Jugendgerichtshilfe heranzuziehen. 2Dies soll so früh 
wie möglich geschehen. 3Vor der Erteilung von Weisungen 
(§ 10) sind die Vertreter der Jugendgerichtshilfe stets zu hö-
ren; kommt eine Betreuungsweisung in Betracht, sollen sie 
sich auch dazu äußern, wer als Betreuungshelfer bestellt 
werden soll. 

(nicht vorhanden) (7) 1Das Jugendgericht und im Vorverfahren die Jugend-
staatsanwaltschaft können auf die Erfüllung der Anforderun-
gen des Absatzes 3 und auf Antrag der Jugendgerichtshilfe 
auf die Erfüllung der Anforderungen des Absatzes 4 Satz 1 
verzichten, soweit dies auf Grund der Umstände des Falles 
gerechtfertigt und mit dem Wohl des Jugendlichen vereinbar 
ist. ²Der Verzicht ist der Jugendgerichtshilfe und den weite-
ren am Verfahren Beteiligten möglichst frühzeitig mitzutei-
len. ³Im Vorverfahren kommt ein Verzicht insbesondere in 
Betracht, wenn zu erwarten ist, dass das Verfahren ohne 
Erhebung der öffentlichen Klage abgeschlossen wird.  
4Der Verzicht auf die Anwesenheit eines Vertreters der Ju-
gendgerichtshilfe in der Hauptverhandlung kann sich auf 
Teile der Hauptverhandlung beschränken.  
5Er kann auch während der Hauptverhandlung erklärt wer-
den und bedarf in diesem Fall keines Antrags. 

(nicht vorhanden) § 46a Anklage vor Berichterstattung der Jugendge-
richtshilfe 

(nicht vorhanden) 1Abgesehen von Fällen des § 38 Absatz 7 darf die Anklage 
auch dann vor einer Berichterstattung der Jugendgerichts-
hilfe nach § 38 Absatz 3 erhoben werden, wenn dies dem 
Wohl des Jugendlichen dient und zu erwarten ist, dass das 
Ergebnis der Nachforschungen spätestens zu Beginn der 
Hauptverhandlung zur Verfügung stehen wird. ²Nach Erhe-
bung der Anklage ist der Jugendstaatsanwaltschaft und 
dem Jugendgericht zu berichten 

§ 50   Anwesenheit in der Hauptverhandlung § 50   Anwesenheit in der Hauptverhandlung 

(3) 1Dem Vertreter der Jugendgerichtshilfe sind Ort und Zeit 
der Hauptverhandlung mitzuteilen.  
 
2Er erhält auf Verlangen das Wort. 

(3) 1Dem Vertreter dDer Jugendgerichtshilfe sind Ort und 
Zeit der Hauptverhandlung in angemessener Frist vor dem 
vorgesehenen Termin mitzuteilen.  
²Er Der Vertreter der Jugendgerichtshilfe erhält in der 
Hauptverhandlung auf Verlangen das Wort.  
³Ist kein Vertreter der Jugendgerichtshilfe anwesend, kann 
unter den Voraussetzungen des § 38 Absatz 7 Satz 1 ein 
schriftlicher Bericht der Jugendgerichtshilfe in der Hauptver-
handlung verlesen werden. 

§ 51   Zeitweilige Ausschließung von Beteiligten § 51   Zeitweilige Ausschließung von Beteiligten 

(nicht vorhanden) (6) 1Werden die Erziehungsberechtigten und die gesetzli-
chen Vertreter für einen nicht unerheblichen Teil der Haupt-
verhandlung ausgeschlossen, so ist für die Dauer ihres Aus-
schlusses von dem Vorsitzenden einer anderen für den 
Schutz der Interessen des Jugendlichen geeigneten volljäh-
rigen Person die Anwesenheit zu gestatten. ²Dem Jugendli-
chen soll Gelegenheit gegeben werden, eine volljährige Per-
son seines Vertrauens zu bezeichnen. ³Die anwesende an-
dere geeignete Person erhält in der Hauptverhandlung auf 
Verlangen das Wort. 4Wird keiner sonstigen anderen Per-
son nach Satz 1 die Anwesenheit gestattet, muss ein für die 
Betreuung des Jugendlichen in dem Jugendstrafverfahren 
zuständiger Vertreter der Jugendhilfe anwesend sein. 
(7) Sind in der Hauptverhandlung keine Erziehungsberech-
tigten und keine gesetzlichen Vertreter anwesend, weil sie 
binnen angemessener Frist nicht erreicht werden konnten, 
so gilt Absatz 6 entsprechend. 
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§ 67   Stellung des Erziehungsberechtigten und des ge-
setzlichen Vertreters 

§ 67   Stellung der Erziehungsberechtigten und der ge-
setzlichen Vertreter 

(nicht vorhanden) (3) 1Bei Untersuchungshandlungen, bei denen der Jugendli-
che ein Recht darauf hat, anwesend zu sein, namentlich bei 
seiner Vernehmung, ist den Erziehungsberechtigten und 
den gesetzlichen Vertretern die Anwesenheit gestattet, so-
weit  
1. dies dem Wohl des Jugendlichen dient und  
2. ihre Anwesenheit das Strafverfahren nicht beeinträchtigt.  
²Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 sind 
in der Regel erfüllt, wenn keiner der in § 51 Absatz 2 ge-
nannten Ausschlussgründe und keine entsprechend § 177 
des Gerichtsverfassungsgesetzes zu behandelnde Missach-
tung einer zur Aufrechterhaltung der Ordnung getroffenen 
Anordnung vorliegt.  
³Ist kein Erziehungsberechtigter und kein gesetzlicher Ver-
treter anwesend, weil diesen die Anwesenheit versagt wird 
oder weil binnen angemessener Frist kein Erziehungsbe-
rechtigter und kein gesetzlicher Vertreter erreicht werden 
konnte, so ist einer anderen für den Schutz der Interessen 
des Jugendlichen geeigneten volljährigen Person die Anwe-
senheit zu gestatten, wenn die Voraussetzungen des Sat-
zes 1 Nummer 1 und 2 im Hinblick auf diese Person erfüllt 
sind. 

§ 67a   Unterrichtung bei Freiheitsentzug § 67a   Unterrichtung der Erziehungsberechtigten und 
der gesetzlichen Vertreter bei Freiheitsentzug 

(2) 2Wird weder der Erziehungsberechtigte noch der gesetz-
liche Vertreter unterrichtet, so ist eine andere für den Schutz 
der Interessen des Jugendlichen geeignete volljährige Per-
son zu unterrichten. 3Dem Jugendlichen soll zuvor Gelegen-
heit gegeben werden, eine volljährige Person seines Ver-
trauens zu bezeichnen. 

(4) 1Wird Werden nach Absatz 3 weder der Erziehungsbe-
rechtigte noch der gesetzliche Vertreter unterrichtet, so ist 
eine andere für den Schutz der Interessen des Jugendlichen 
geeignete volljährige Person zu unterrichten. 2Dem Jugend-
lichen soll zuvor Gelegenheit gegeben werden, eine volljäh-
rige Person seines Vertrauens zu bezeichnen. 3Eine andere 
geeignete volljährige Person kann auch der für die Betreu-
ung des Jugendlichen in dem Jugendstrafverfahren zustän-
dige Vertreter der Jugendgerichtshilfe sein.  

(Kontext: Mitteilungen und Informationen, die an den Beschuldig-
ten vorgeschrieben sind, sollen auch an die Erziehungsberechtig-
ten/gesetzlichen Vertreter gerichtet werden. Abs. 3 enthält Aus-
nahmen davon.) 

§ 70   Mitteilungen  § 70   Mitteilungen an amtliche Stellen 
1Die Jugendgerichtshilfe, in geeigneten Fällen auch das Fa-
miliengericht und die Schule werden von der Einleitung und 
dem Ausgang des Verfahrens unterrichtet. 2Sie benachrich-
tigen den Staatsanwalt, wenn ihnen bekannt wird, daß ge-
gen den Beschuldigten noch ein anderes Strafverfahren an-
hängig ist.  
3Das Familiengericht teilt dem Staatsanwalt ferner familien-
gerichtliche Maßnahmen sowie ihre Änderung und Aufhe-
bung mit, soweit nicht für das Familiengericht erkennbar ist, 
daß schutzwürdige Interessen des Beschuldigten oder des 
sonst von der Mitteilung Betroffenen an dem Ausschluß der 
Übermittlung überwiegen. 

(1) 1Die Jugendgerichtshilfe, in geeigneten Fällen auch das 
Familiengericht und die Schule werden von der Einleitung 
und dem Ausgang des Verfahrens unterrichtet. 2Sie benach-
richtigen den Staatsanwalt die Jugendstaatsanwaltschaft, 
wenn ihnen bekannt wird, daß gegen den Beschuldigten 
noch ein anderes Strafverfahren anhängig ist.  
3Das Familiengericht teilt dem Staatsanwalt der Jugend-
staatsanwaltschaft ferner familiengerichtliche Maßnahmen 
sowie ihre Änderung und Aufhebung mit, soweit nicht für 
das Familiengericht erkennbar ist, daß schutzwürdige Inte-
ressen des Beschuldigten oder des einer sonst von der Mit-
teilung Betroffenen betroffenen Person oder Stelle an dem 
Ausschluß der Übermittlung überwiegen. 

(nicht vorhanden) (2) 1Von der Einleitung des Verfahrens ist die Jugendge-
richtshilfe spätestens zum Zeitpunkt der Ladung des Ju-
gendlichen zu seiner ersten Vernehmung als Beschuldigter 
zu unterrichten. 2Im Fall einer ersten Beschuldigtenverneh-
mung ohne vorherige Ladung muss die Unterrichtung spä-
testens unverzüglich nach der Vernehmung erfolgen. 
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§ 89c   Vollstreckung der Untersuchungshaft § 89c   Vollstreckung der Untersuchungshaft 
1Solange zur Tatzeit Jugendliche das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, wird die Untersuchungshaft nach den 
Vorschriften für den Vollzug der Untersuchungshaft an jun-
gen Gefangenen und nach Möglichkeit in den für junge Ge-
fangene vorgesehenen Einrichtungen vollzogen. 2Ist die be-
troffene Person bei Vollstreckung des Haftbefehls 21, aber 
noch nicht 24 Jahre alt, kann die Untersuchungshaft nach 
diesen Vorschriften und in diesen Einrichtungen vollzogen 
werden.  

(1) 1Solange zur Tatzeit Jugendliche das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, wird die Untersuchungshaft 
nach den Vorschriften für den Vollzug der Untersuchungs-
haft an jungen Gefangenen und nach Möglichkeit in den für 
junge Gefangene vorgesehenen Einrichtungen vollzogen. 
2Ist die betroffene Person bei Vollstreckung des Haftbefehls 
21, aber noch nicht 24 Jahre alt, kann die Untersuchungs-
haft nach diesen Vorschriften und in diesen Einrichtungen 
vollzogen werden. 

 (2) 1Hat der Jugendliche das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet, darf er mit jungen Gefangenen, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, nur untergebracht werden, wenn eine 
gemeinsame Unterbringung seinem Wohl nicht widerspricht. 
2Mit Gefangenen, die das 24. Lebensjahr vollendet haben, 
darf er nur untergebracht werden, wenn dies seinem Wohl 
dient. 

3Die Entscheidung trifft das Gericht.  
 
4Die für die Aufnahme vorgesehene Einrichtung ist vor der 
Entscheidung zu hören. 

(3) 1Die Entscheidung nach Absatz 1 Satz 2 trifft das Ge-
richt.  
2Die für die Aufnahme vorgesehene Einrichtung ist und die 
Jugendgerichtshilfe sind vor der Entscheidung zu hören.  

(Kontext: Gemeinsame Unterbringung junger Erwachsener (unter 
24 Jahren) mit Jugendlichen und Heranwachsenden in U-Haft) 

 

 

§ 52 SGB VIII   Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz1 
(1) 1Das Jugendamt hat nach Maßgabe der §§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren nach 
dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken. 2Dabei soll das Jugendamt auch mit anderen öffentlichen Einrichtungen und sonsti-
gen Stellen, wenn sich deren Tätigkeit auf die Lebenssituation des Jugendlichen oder jungen Volljährigen auswirkt, zusam-
menarbeiten, soweit dies zur Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 3Die behördenübergreifende 
Zusammenarbeit kann im Rahmen von gemeinsamen Konferenzen oder vergleichbaren gemeinsamen Gremien oder in an-
deren nach fachlicher Einschätzung geeigneten Formen erfolgen. 
(2) 1Das Jugendamt hat frühzeitig zu prüfen, ob für den Jugendlichen oder den jungen Volljährigen Leistungen der Jugend-
hilfe oder anderer Sozialleistungsträger in Betracht kommen. 2Ist dies der Fall oder ist eine geeignete Leistung bereits einge-
leitet oder gewährt worden, so hat das Jugendamt den Staatsanwalt oder den Richter umgehend davon zu unterrichten, 
damit geprüft werden kann, ob diese Leistung ein Absehen von der Verfolgung (§ 45 JGG) oder eine Einstellung des Verfah-
rens (§ 47 JGG) ermöglicht. 
(3) Der Mitarbeiter des Jugendamts oder des anerkannten Trägers der freien Jugendhilfe, der nach § 38 Absatz 2 Satz 2 
des Jugendgerichtsgesetzes tätig wird, soll den Jugendlichen oder den jungen Volljährigen während des gesamten Verfah-
rens betreuen. 

 

1 Durch das Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren erfolgten 
keine Änderungen in § 52 SGB VIII. Ergänzungen gab es jedoch durch das Kinder- und Jugendstärkungsge-
setz (KJSG) vom 3. Juni 2021 (BGBl. I, S. 1444), in Kraft getreten am 10. Juni 2021 (Änderung rot hervorge-
hoben). 


